Lobbyisten in Berlin : Man kennt sich, man schätzt sich
Lobbyisten haben in Deutschland einen schlechten Ruf. die Bundesbürger denken dabei an die öffentliche Wandelhalle, in der Vertreter eine Bevölkerungsgruppe Politiker mit guten Argumenten zu überzeugen versuchen. Für die meisten Deutschen agieren Lobbyisten hinter verschlossenen Türen in düsteren Hinterzimmern, wo wenig argumentiert, dafür aber viel gekungelt und noch mehr geschmiert wird. Noch misstrauischer wird der Wähler, wenn Lobbyisten und Politiker in Personalunion auftreten, wie  bei Reinhard Göhner. Der Christdemokrat sitzt seit 23 Jahren im Bundestag und mannagt seit zehn Jahren zugliech als Hauptgeschäftsführer die mächtige Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, kurz BDA genannt.

Drei Viertel der Deutschen sind dafür, dass Abgeordnete Ihr Mandat bei Übernahme eines hohen Jobs in der Wirtschaft niederlegen sollen. Sie fragen sich nämlich wie die ehemaligen Präsidenten des Industrieverbandes ( BDI), Michael Rogowski und Hans-Olaf Henkel, in einem öffentlichen Brief in "Bild ": "Wie kann ein Bundestagsabgeordneter für ein Gesetz stimmen, welches der Hauptgeschäftsführer vorher abgelehnt hat? Oder wie kann er eine Entscheidung kritisieren, der er vorher im Bundestag zustimmte? Und wie bekommt man zwei Vollzeitjobs gleichzeitig hin?"
Für Göhner kein Problem: Einen Interessenkonflikt habe es in den vergangenen zehn Jahren nie gegeben. Mit Disziplin, Einsatz, Konzentration und guten Mitarbeitern auf das wesentliche ließen sich beide Aufgaben bewältigen, heißt es in einem Interview mit der Welt. Sein Chef, Arbeitgeberpräsident Dieter Hund, ist sogar der festen Überzeugung, dass wir zu viel Politiker haben, die aus der Wirtschaft kommen. Den damit käme zusätzlicher Sachverstand aus der täglichen beruflichen Praxis in die Politik. Von den 
614 Abgeordneten des Bundestages stammen 
weniger als 10% aus der Wirtschaft. Jeder zweite Abgeordnete kommt aus der Verwaltung.
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA)
Diese Vereinigung ist der sozial- und tarifpolitische Spiitzenverband der deutschen Wirtschaft. In der BDA sind 54 Arbeitgeberverbände zusammengeschlossen. Die BDA selbst schließt keine Tarifverträg ab, sondern -so heißt es in der Selbstdarstellung- "koordiniert die Lohn- und Tarifpolitik in den Branchen und Regionen durch umfassende Beratung und Information". Neben seiner Rolle in den Tarifauseinandersetzungen mit den Gewerkschaften vertritt der Berband die Arbeitgeber in den Selbstverwaltungsorganen der Sozialversicherungen, bei der Bundesagentur für Arbeit, den Krankenkassen und den Rentenversicherungen. Die BDA bekennt sich zur Sozialpartnerschaft und zum Flächentarifvertrag.
Wie nah dürfen sich Politiker und Lobbyisten kommen. Seitdem der CDU- Abgeordnete Norbert Röttgen darauf verzichtete, das Amt des BDI-Hauptgeschäftsführers zu über nehmen, ist darüber eine Debatte entbrannt, und zwar innerhalb aller im Bundestag vertretenden Parteien. Das Parlament ist von Lobbyisten umzingelt. Die Lobbyliste des Deutschen Bundestages, in der alle Interessengruppen registriert sind, ist mehr als 6000 Seiten dick; von der Apothekervereinigung abda bis zum Zentralverband Zoologischer Fachbetriebe.
Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI)

Er ist die Spitzenorganisation von über hunderttausend Industrieunternehmen mit insgesamt 8 Millionen Beschäftigten. Er spricht für 63 Branchenverbände - von A wie Autoindustrie bis Z wie Zuckerindustrie - und fünfzehn Landesvertretungen. 

Im Gegensatz zu den Pflichtmitgliedschaften in den Kammerverbänden ist die Mitgliedschaft im BDI nicht freiwillig. Unter den Wirtschaftsverbänden gilt der BDI als der größte und mächtigste - auch wenn er nicht für die Tarifpolitik zuständig ist. Hauptthemen der "Cheflobbyisten " der Wirtschaft sind die Steuerpolitik, die Europapolitik, der Wettbewerb, die Außenwirtschaft, die Innovationen, die Umwelt, der Verkehr und die Energie. 

Der BDI steht im Ruf, die Interessen vor allem der Großunternehmen zu vertreten. 
Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH)

Diese Vereinigung ist der Dachverband der 54 Handwerkskammer und den 38 Zentralfachverbänden. Hinter ihm stehen 923 000 Betriebe mit insgesamt 4,8 Millionen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und 480 000 Auszubildenden. Der ZDH vertritt die Interessen seiner Mitglieder gegenüber der Regierung, dem Bundestag, der Europäischen Union und den internationalen Organisationen. 
Grundlage seines Tuns sind die geltenden Kammergesetze. Zudem kontrolliert der Verband im Auftrag des die Prüfungen Handwerk Staates im Berufsausbildung und nimmt ab. Der Verband finanziert sich über die Beiträge seiner Mitglieder. Die Mitgliedschaft einer der Handwerkskammern ist Pflicht. Der Hauptsitz des ZDH ist Berlin.
Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK)
Der DIHK mit Sitz in Berlin ist die Dachorganisation der 81 Industrie und Handelskammern. In ihrem Auftrag vertritt der DIK die Interessen von Industrie und Handel bei den Entscheidern in der Bundespolitik und den europäischen Institutionen. Zu dem ist er für Ausbildung zuständig und nimmt Prüfungen ab. Der Verband hat 3,6 Millionen hauptsächlich klein- und mittelständische Mitgleider, wie bei den Handwerkskammern ist die Mitgliedschaft Pflicht. Darüber hinaus hiflt der DIHK über 120 Außenposten in 80 Ländern, dass die deutsche Wirtschaft Marktanteile in aller Welt sichert. In den Kammern sind 6 600 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigt, weitere 250 000 arbeiten ehrenamtlich.
Wie Parteien bündeln Verbände Interessen. Sie klären "die Politik über das Notwendige, und ihre Mitglieder über das Mögliche auf", wie es der Kölner Wolfgang Streeck formuliert. Nach oben - bei ihren Mitgliedern, bauen sie übertriebenen Hoffnungen vor, nach unten verhelfen sie den Ministerien zu einem Fachwissen, das nie sich Beamten die allein beschaffen könnten. 

Das Recht auf Bildung von Vereinen und Gesellschaften ist im Grundgesetz verankert, "das Recht zur Wahrung Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbeziehungen, Vereinigungen zu bilden", ist sogar in einem eigenen Artikel fest geschrieben. Sozialwissenschaftler gebben den Verbänden eine wichtige Rolle im Politbetrieb. Lobbyismus wird seit zwei Jahrtausenden als Teil des parlamentarischen Systems akzeptiert. 


Ein feingesponnenes Netz aus Verbandsrepräsentanten und Parteifunktionären, Fraktionsreferenten und Ministerialbeamten sorgt für den reibungslosen Ablauf des Politbetrieb. Bei den Anhörungen im Parlament zu Gesetzesvorhaben sind die Verbandsvertreter fest gebucht. Manchmal finden sich Passagen aus den Stellungnahmen wörtlich in den Gesetztexten wieder.
Doch nicht erst im Parlament, schon wenn Gesetzentwürfe oder Eckpunkte entwickelt werden oder Vorstellungen vage nur sogar in den Ministerien kursieren, werden die Lobbyisten aktiv. Das Berliner Regierungsviertel ist klein, auf parlamentarischen Abenden, Sommerfesten und Empfängen steht man zusammen. Man kennt sich, mann schätzt sich. In der Wirtschaft spielen der Bundesverband der BDI, die BDA, der DIHK und der Zentralverband des Deutschen Handwerks die zentrale Rolle. Als das noch es "Bündnis für Arbeit" gab, wurden die vier Präsidenten regelmäßig an den Kanzlertisch geladen und durften die anliegen der Wirtschaft vertreten. Das Bündnis für 
Arbeit ist passe, aber die Einflussnahme der Verbände noch gewachsen. Die Arbeitsteilung ist klar: Der BDI kümmert sich um Steuer- und Wirtschaftspolitik, die BDA um Tarif- und Sozialpolitik.
Während BDI und BDA im Ruf stehen, die Großen und die Konzerne zu vertreten, sprechen DIHK und ZDH eher für die Kleinen und nicht Mittelständler (KMU). Dabei sind sich die Verbände immer einig. Ein Beispiel: Während der BDI die Pläne von Bundesfinanzminister Peer Steinbrück (SPD) für die Unternehmensreform prinzipiell begrüßt, fürchtet das Handwerk, dass der Mittelstand zu kurz kommt. 

Auch zwischen BDI und BDA knirscht es schon mal. Als Rogowski, damals noch BDI-Präsident, von einem Lagerfeuer träumte, in dem alle Tarifverträge am liebsten verbrennen würde, kam dass bei der BDA, die eben diese Tarifverträge mit den Gewerkschaften aushandelt, nicht gut an.

Eifersüchtig registrieren die Verbandsfürsten, wer den besten Draht in's Kanzleramt hat. Verbandsliebling des ehemaligen Bundeskanzlers Gerhard Schröder (SPD) war der pragmatische DIHK-Chef Ludwig-Georg Braun. Kanzlerin Angela Merkel (CDU) hält es da gegen eher mit dem umgänglichen BDI-Präsidenten Jürgen Thumann. Anders als seine Vorgänger setzt er aufdie sanfte Tour. 

Hatten Henkel und Rogowski den BDI als Kampfverband gegen die Regierung positioniert, will Thumann per "konstruktivem Dialog zum Ziel kommen. 

Aufmerksam registriert Hundt, es habe in den vergangenen Monaten "gelegentlich" unterschiedliche Akzente in der Positionierung der Spitzenverbände gegenüber der derzeitigen Bundesregierung geben".  Dabei, sagte Hundt, sei die BDA – trotz Du-Mann Göhner als Hauptgeschäftsführer – "eher kritischer als andere Wirtschaftsorganisationen gewesen".
Solche Feinheiten werden in der Öffentlichkeit aber ncit wahrgenommen. So fordert die Vizepräsidentin des Bundestages, Susanne Kastner (SPD), erneut, Göhner solle sich für eine Aufgabe entscheiden. Nach ihrer Auffassung wäre die Akzeptanz der Politik höher, wenn es solche Doppelmandate nicht gäbe. "Keiner kann mit einer Stimme dreistimmig singen."

Lobbyarbeit in den Vereinigten Staaten

Auch in anderen Ländern wird Lobbyarbeit betrieben; die politische Einflussnahme von Verbänden und Unternehmen ist in Washington zum Beispiel ein Milliardengeschäft. Nach Daten des Center for Responsive Politics haben Firmen und Organisationen im Jahre 2005 2,21 Milliarden Dollar (1,75 Milliarden Euro) in die Lobbyarbeit auf dem Kapitolhügel gesteckt.

Der "Business Roundtable", ein einflussreicher Zusammenschluss von mehr als 160 Vorstandschefs multinationaler Konzerne, hat dafür im vergangenen Jahr fast zwölf Millionen Dollar ausgegeben, die amerikansiche Handelskammer mehr als 40 Millionen Dollar. Die Arbeit der Lobbyisten besteht hauptsächlich in der Kontaktpflege mit Senatoren und Repräsentanten, sowie deren Mitarbeitern, weil nur diese Gesetzesvorschläge verarbeiten und in den Kongress einbringen dürfen. Nach mehreren Lobbying-Skandalen in den vergangenen Monaten sollen die Vorschriften für Abgeordnete und Verbände jetzt durch ein Gesetz verschärft werden.

Lobbyarbeit in Frankreich
In Paris existiert ein gemeinsamer Verband. Der politisch einflussreichste Spitzenverband ist der 1998 aus CNPF (Sonseil national du patrionat francais) hervorgegangene Medef (Mouvement des entreprises de France). Der Arbeitgeberverband, der vor allem Kleinunternehmen vertritt, ist für Aufgaben zuständig, die in Deutschland getrennt vom BDI und BDA wahr genommen werden. An der Spitze des Medef steht die Verwaltungsratchefin des Meinungsforschungsinstituts Ifop, Laurence Parisot. Medef setzt sich besonders für eine Lockerung des Arbeitsrechts ein. Eine weitere Forderung ist die Verlagerung der Tarifverhandlungen auf die betriebliche Ebene. Neben dem Medef ist der Landwirtschaftsverband FNSEA (Fédération nationale dessyndicats d'exploitants agricoles) von großer Bedeutung.
Nach einem Bericht in der Welt vom 27. Juli 2006
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